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Vorwort 

Wer es unterninunt, nach dem Verzicht der Bundesregierung auf ein Um-
weltgesetzbuch im Sonuner 1999 zwei wissenschaftliche Foren zur Schaffung 
eines Umweltgesetzbuchs durchzuführen und die Beiträge zu diesen Foren zu 
veröffentlichen, läuft Gefahr, als umweltpolitischer Sektierer ins wissenschaftli-
che und rechtspolitische Abseits zu geraten. Die gut besuchten Speyerer Foren 
zum Umweitgesetzbuch am 21. und 22. Oktober 1999 und am 19. und 20. März 
2001 sowie die Bereitschaft namhafter Wissenschaftler, Politiker und Verwal-
tungspraktiker aus Deutschland, Österreich, Spanien und Schweden, die (fach-) 
öffentliche Diskussion über die Kodifikationen des Umweltrechts mit neuen 
Beiträgen fortzuführen, zeigen jedoch, dass das Thema "Umweitgesetzbuch" 
nicht "tot" ist. Die in Deutschland seit fast 30 Jahren verfolgte rechtspolitische 
Vision eines Umweltgesetzbuchs hat nichts von ihrer umwelt- und rechtspoliti-
schen Anziehungskraft eingebüßt. 

Im Gegenteil, die Kodifikation des Umweltrechts hat inzwischen eine euro-
päische Dimension gewonnen. So trat in Schweden am 1. Januar 1999 ein Um-
weitgesetzbuch (Miljöbalk) in Kraft, das rd. 15 mediale und sektorale Umwelt-
gesetze ersetzte. Frankreich hat sein Umweltrecht ebenfalls in einem Umweltge-
setzbuch (Code de l'environnement) vom 18. September 2000 zusanunenge-
fasst. Dänemark, die Niederlande und Großbritannien verfügen über kodifikati-
onsähnliche Umweltgesetze, die vor allem das Anlagemecht umfassen. Ver-
schiedene Beiträge geben daher einen Überblick über die Entwicklung nationa-
ler Anlagemechte in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union. 

Ferner bilden Beiträge zur Selbstregulierung und zu wirtschaftlichen Ameiz-
instrumenten einen Schwerpunkt der Diskussionen über neue Perspektiven für 
ein Umweltgesetzbuch. 

Die Beiträge des 1. Speyerer Forums wurden aktualisiert und geben die 
Rechtslage am Ende des Jahres 2001 wieder. Der Herausgeber dankt der Auto-
rin und den Autoren für ihre Kooperation und Geduld. 

Speyer, im Mai 2002 Eberhard Bohne 
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Erster Teil 

Nationale Umsetzungen 
der IVU-, UVP- und Seveso li-Richtlinien 





Aktuelle Entwicklungen zum Umweltgesetzbuch 

Von Franz-J osef Feldmann • 

I. Ziele des Umweltgesetzbuches 

Die Bundesregierung hat sich seit langem die Harmonisierung und Fortent-
wicklung des Umweltrechts in einem einheitlichen Umweltgesetzbuch (UGB) 
zum Ziel gesetzt. So ist die Absicht, ein Umweltgesetzbuch zu schaffen, erneut 
Gegenstand der Koalitionsvereinbarung l der derzeitigen Legislaturperiode. 
Auch in der Regierungserklärung des Bundeskanzlers2 vom 10. November 1998 
wird das Umweltgesetzbuch als wichtiges Gesetzgebungsvorhaben angeführt. 

1. Bisherige Entwicklungen zur Harmonisierung und Fortentwicklung 
des Umweltrechts in einem einheitlichen UmweItgesetzbuch 

a) Die Notwendigkeit eines Umweltgesetzbuches 

Das Umweltrecht in Deutschland präsentiert sich dem Rechtsanwender un-
einheitlich: Einerseits ist die deutsche Umweltgesetzgebung Ausdruck eines ge-
stiegenen Umweltbewusstseins und verschärfter Anforderungen an die Inan-
spruchnahme natürlicher Ressourcen. Andererseits stellt es sich in seiner histo-
risch gewachsenen Ausgestaltung - ergänzt durch europarechtliche Vorgaben -
als Nebeneinander von zahlreichen Fachgesetzen dar. 

• Die Darstellung gibt die persönliche Meinung des Verfassers wieder, die nicht i-
dentisch mit der Auffassung des Bundesumweltministeriums sein muss. 

I Aufbruch und Erneuerung - Deutschlands Weg ins 21. Jahrhundert, Koalitionsver-
einbarung zwischen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands und Bündnis 90/Die 
Grünen, Bonn, 20. Oktober 1998, Kap. IV Nr. 2, Kap. IX Nr. 9. 

2 Regierungserklärung von Bundeskanzler Gerhard Schröder, Bonn, 10. November 
1998, "Weil wir Deutschlands Kraft vertrauen ... ", Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung, 10. November 1998, Nr. 484/98, S. 10. 
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Ein Umweltgesetzbuch kann neben einer besseren Überschaubarkeit insbe-
sondere die vorhandene Zersplitterung des geltenden Umweltrechts aufheben. 
Regelungslücken wie aber auch teilweise auftretende Wertungswidersprüche im 
Umweltrecht können so beseitigt werden. Durch Vereinheitlichung und Verein-
fachung des Umweltrechts soll der ökologische Rechtsrahmen fiir die soziale 
Marktwirtschaft geschaffen werden. 

b) Entwurf der Unabhängigen Sachverständigenkommission zum UGB 

Bereits 1992 wurde eine Unabhängige Sachverständigenkommission vom Bun-
desumweltrninisterium mit dem Auftrag eingesetzt, ein einheitliches Umweltge-
setzbuch zu erarbeiten. Deren Entwurf3 liegt seit dem 9. September 1997 vor. 
Der Entwurf der Sachverständigenkommission gliedert sich in einen Allgemei-
nen und einen Besonderen Teil. 

In dem Allgemeinen Teil werden die übergreifenden und allgemeinen 
Rechtsgrundsätze des Umweltrechts zusammengefasst und sozusagen vor die 
Klammer gezogen. Er enthält Vorschriften zu den Grundlagen des Umwelt-
schutzes, zu Recht- und Regelsetzung, zur Planung, zur Zulassung von Vorha-
ben, zum Produktbereich, zur Überwachung, zum betrieblichen Umweltschutz, 
zur Umwelthaftung und zu sonstigen ökonomischen Instrumenten, zur Umwelt-
information und zum grenzüberschreitenden Umweltschutz. Insgesamt gesehen 
sorgt der Allgemeine Teil fiir eine behutsame Fortentwicklung geltenden 
Rechts: So werden etwa im Abschnitt über die Grundlagen des Umweltschutzes 
die Leitlinien einer dauerhaft umweltgerechten Entwicklung aufgezeigt. Sie sol-
len dazu beitragen, dass die begrenzten Ressourcen auch noch künftigen Gene-
rationen in ausreichendem Maße zur Verfügung stehen. 

Ein weiteres Beispiel ökologischer Modemisierung ist das Vorhabenzulas-
sungsrecht. Der Entwurf der Sachverständigenkommission sieht eine integrierte 
Vorhabengenehmigung vor, mit der ein Vorhaben einheitlich und medienüber-
greifend auf seine Auswirkungen auf die Umwelt überprüft wird. Statt bei einer 
isolierten Betrachtung einzelner Auswirkungen auf Wasser, Boden oder Luft 
sowie Natur und Landschaft stehen zu bleiben, soll die beste Lösung für die 
Umwelt insgesamt verwirklicht werden. Neben dieser einheitlichen Vorhaben-
genehmigung sind weitere behördliche Zulassungen nicht erforderlich; eine 
Kompetenzzersplitterung zwischen verschiedenen Behörden soll demnach nicht 
mehr stattfmden. 

) Bundesministerium fiir Umwelt. Naturschutz und Reaktorsicherheit (Hrsg.), Um-
weltgesetzbuch: (UGB-KomE), Entwurf der Unabhängigen Sachverständigenkommissi-
on zum Umweltgesetzbuch beim Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit, 1998. 
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Belastungen für die Umwelt und den Menschen gehen jedoch nicht nur von 
Industrieanlagen aus. Ein neuartiges Kapitel über Produkte will schädliche Um-
weltauswirkungen bei der Herstellung und beim Gebrauch begrenzen. Ohne ei-
ne Zulassungspflicht für Produkte selbst vorzusehen, sollen bestimmte Pflichten 
der Hersteller, Vertreiber und Verwender normiert werden, die das jeweilige 
Produkt "von der Wiege bis zur Bahre" begleiten. 

Daneben soll durch das UGB auch die Eigenverantwortung im Umweltschutz 
gestärkt werden. Unverzichtbare Elemente der behördlichen Kontrolle und 
Überwachung sollen durch Eigenüberwachung und betrieblichen Umweltschutz, 
aber auch durch ökonomische Instrumente wie Umwelthaftung oder Umweltab-
gaben ergänzt werden. 

Des weiteren stärkt der Entwurf der Sachverständigenkommission die Mit-
wirkungsrechte des Bürgers. Durch weitgehenden Zugang zu Umweltinformati-
onen soll er in den Stand versetzt werden, sich im Rahmen der Öffentlichkeits-
beteiligung besser einbringen zu können. Dem dient auch die intensivere Betei-
ligung von Verbänden im Rahmen der Vorhabengenehmigung. 

Der Besondere Teil schließlich gliedert sich in neun Kapitel, die spezielle 
Regelungen zu einzelnen Umweltmedien und Umwelteinwirkungen enthalten. 
Er befasst sich mit Naturschutz, Artenschutz, Landschaftspflege und Wald-
schutz, mit dem Bodenschutz und dem Gewässerschutz, mit Immissionsschutz 
und umweltschonender Energieversorgung, mit kerntechnischer Sicherheit und 
Strahlenschutz. Auch der Umweltschutz bei Verkehrs- und Leitungsanlagen, bei 
der Gentechnik und sonstigen Biotechnik und bei gefährlichen Stoffen wird 
einbezogen. Mit einem Kapitel zur Abfallwirtschaft schließt der Besondere Teil 
des Umweltgesetzbuchs. 

c) Auf dem Weg zum Umweltgesetzbuch 

Der EntwUrf der Unabhängigen Sachverständigenkommission ist seinerzeit 
vom BMU4 als geeignete Grundlage für die weiteren Arbeiten am Umweltge-
setzbuch aufgegriffen worden. Dabei war aber von vorneherein klar, dass das 
Projekt eines Umweltgesetzbuches nicht kurzfristig verwirklicht werden kann, 
sondern als langfristige Herausforderung für die Umweltpolitik zu verstehen ist 
und ein zu schaffender Regierungsentwurf eingehender Diskussionen bedarf. 

4 Angela Merkel, Der Kommissionsentwurf - Innovative Gesetzgebung oder Ver-
geudung knapper politischer und administrativer Ressourcen?, in: Eberhard Bohne 
(Hrsg.), Das Umweltgesetzbuch als Motor oder Bremse der Innovationsfähigkeit in 
Wirtschaft und Verwaltung?: Der Entwurf eines Umweltgesetzbuches der Unabhängigen 
Sachverständigenkommission beim Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit, 1999, S. 379 fT., S. 381. 


